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Wer schreibt …?


Michael F. Ochsenfeld ist Rechtsanwalt, Datenschutzbeauftragter, Datenschutzauditor und Sachverständiger. Er hat in Deutschland und in der Slowakei Rechtswissenschaften, Pädagogik und Informatik studiert.


Seit vielen Jahren führt er Veranstaltungen (Seminare, Webinare, Workshops) zu den Themen Datenschutz, Betriebsverfassungsrecht und Arbeitsrecht durch.


Betriebsräte unterstützt er bundesweit als erfahrener Verfahrensbevollmächtigter in Einigungsstellen. Engagiert und erfolgreich vertritt er Betriebsräte bundesweit in gerichtlichen Verfahren und führt Verhandlungen mit Arbeitgebern.


Wenn Du Interesse an einem Webinar oder Seminar mit Michael F. Ochsenfeld hast, schicke uns eine E-Mail an seminar@ochsenfeld.com. Wir helfen Dir gerne weiter.


In allen anderen Fällen und Fragen ist Michael F. Ochsenfeld für Dich persönlich via michael.ochsenfeld@ochsenfeld.com erreichbar.
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2 Stichwortverzeichnis





6-Wochen-Zeitraum


Teilzeitkräfte →


Ablehnung →


ausdrücklich und unmissverständlich →


bei Fristsetzung →


Folgen →


Schweigen oder Nichtstun →


stillschweigend →


Abwesenheitstage →


Akteneinsicht →


Angemessenheit →


Arbeitgeber →


Arbeitnehmer . Siehe auch Beschäftigte keine Behinderung →


Arbeitsunfähigkeit →, →


AU-RL →


BAG →


Brückentage →


Feiertage →


Kur →


ohne ärztliche AU-Bescheinigung →


private Gründe →


Reha-Maßnahme →


Vorlage Attest →


wiederholte →


Wochenende →


Arbeitsunfähigkeits-Richtlinie →


Arbeitsvertrag


befristeter →


Attest


Vorlage ab dem ersten Tag →


Aufbewahrungsfrist →


Aufklärungspflicht →


Auftragsverarbeitung →


AU-RL →,  →,  →


§ 5 →


BDSG


§ 22 →


§ 26 →


befristeter Arbeitsvertrag →


BEM


Akte →,  →


Führung, Grundsätz der →


Durchführung vor Kündigung →


ergebnisoffen →


erneutes Anbieten →


Förderung →


Gespräch


heimliche Aufnahme →


Möglichkeiten →


Nutzlosigkeit


Beweislast →


Schulung des BR →


Teilnahme →


wiederholtes BEM →


BEM-Akte →


Inhalt →


Berater


externer →


Berichtigungsanspruch →,  →


Beschäftigte →,  Siehe auch


Arbeitnehmer


Befristung →


Probezeit →


Wartezeit nach § 1 KSchG →


Betrieb i.S.d. KSchG →


Betriebsarzt →,  →


Betriebsrat →


Information →


BetrVG


§ 83 →


BGB


§ 125 →


§ 126b →


§ 191 →


§§ 119 ff. →


BTHG Siehe Bundesteilhabegesetz


Bundesteilhabegesetz →


controller-to-controller Agreement →


Corona →


COVID-19-Epidemie →


Datenminimierung →


Datenschutz →


Dienstleister →


disponibles Rechtsgut →


Dispositionsbefugnis →


Drohung →


DSGVO


Art. 26 →


Art. 28 →


Art. 5 →


Art. 6 →,  →,  →,  →,  →


Art. 7 →


Art. 9 →,  →,  →


EG 39 →


EG 50 →


EG 51 →


Durchführung →,  →


eIDAS-VO →


Einwilligung →


Anforderungen →


BEM →,  →


Datenschutz →,  →


Einwilligungsfähigkeit →


elektronische Form →


Freiwilligkeit →


Information →


Kenntnis →


Nachweis →


Schriftform →


Voraussetzungen →


Widerruf →


Widerrufsrecht →


Willenmangel →


Zweckbindung →


elDAS-VO


Art. 3 →


EntgFG


§ 5 →


Erforderlichkeit →


Erklärungsirrtum →


Ermessen, nicht gebundenes →


Evaluation →


Exkurs


Akteneinsichtsrecht →


Attest ab dem ersten Tag →


Betriebsarzt →


Elektronische Signatur →


Gemeinsamer Bundesausschuss . →


Geschäftsfähigkeit →


Grundsatz der Verhältnismäßigkeit →


Krankenrückkehrergespräch →


Krankschreibung, telefonisch →


Recht auf informationelle Selbstbestimmung →


Selbstausbeutung, freiwillige →


Fehltage


Berechnung →


Fristsetzung →


Fristversäumung →


Gebot der Waffengleichheit →


Geeignetheit →


Gemeinsame Verantwortlichkeit →


Gesundheitsdaten →


Nutzung →


GG


Art. 1 →


Art. 2 →


Grundsatz der Verhältnismäßigkeit →


Information


Anschreiben


Muster →


Mindestinhalt →


nicht ordnungsgemäße →


Information des Beschäftigten →


Informationelle Selbstbestimmung →


Inklusionsamt →


Integration →


Integrationsamt →


Integrationsfachdienste →


Integrität →


Interesse


berechtigtes →


Interesse, berechtigtes →


Interessenvertetungen


Betriebsrat →


Schwerbehindertenvertretung →


Überwachungsauftrag →


Intervention →


Irrtum →


Kleinbetrieb →


Kündigungsschutz →


Krankenrückkehrergespräch →


Krankheitstage →


Krankmeldung


Mitbestimmung →


telefonische Krankschreibung →


Kündigung


BEM →


krankheitsbedingte →


ohne BEM →,  →


personenbedingte →


Prüfungsstufen →


Treu und Glauben →


Löschfrist →


Löschung →


Maßnahmen →,  →


Beispiele →


milderes Mittel →


organisatorische →


personelle →


technische →


vertretbare →


Mediator →


Mitbestimmung


Krankmeldung →


Mitbestimmungsrecht →


Initiativrecht →


Oma-Prüfung →


Ordnungswidrigkeit →


Personalakte →


formelle →


Information BEM →


Information über Krankheit →


materielle →


Personalaktenführung


Grundsätze →


Protokolle →


Rechtsanwälte →


Rechtsbeistand →


Rechtsgut


Disponibilität →


Rehabilitation →


Rehablilitationsträger →


Scherzerklärung →


Schulungsanspruch →


Schweigepflicht →,  →


Schwerbehindertenvertretung →


Selbstausbeutung →


SGB IX


§ 167 →


§ 167 →


§ 167 Abs. 2 →


§ 167 Abs. 3 →


§ 167Abs. 2 →


§ 84 (alt) →


§185 Abs. 3 →


§238 →


Signatur →


Speicherfrist →


Suchprozess →


Täuschung →


Termin bei Arbeitsunfähigkeit →


Textform →


Transparenz →


Treu und Glauben →


Verantwortlichkeit gemeinsame →


Verfahren →


Mindestanforderung →


Überblick →


Verhältnismäßigkeitsprinzip →


Vertrauensperson →


Vertraulichkeit →


Waffengleichheit, Gebot der →


Weigerung Arbeitgeber →


Wiedereingliederung


Krankengeld →


stufenweise →


Übergangsgeld →


Zeitraum →


Berechnung →


freie Tage →


Zweckänderung →,  →,  →


Zweckänderung →


Zweckbindung →


Zweckkompatibilität →




Für Lorenz und Nadine.




Kurzes Vorwort zur 1. Auflage


Datenschutz ist kein exotisches Randthema mehr, sondern fester Bestandteil des Alltags geworden.


Eine besondere Herausforderung für Unternehmen, Beschäftigte und Betriebsräte ist zweifellos, das betriebliche Eingliederungsmanagement (BEM) datenschutzkonform zu gestalten.


In diesem Buch die werden rechtlichen Rahmenbedingungen des betrieblichen Eingliederungsmanagements und die (Gestaltungs-)Möglichkeiten als Arbeitgeber*in, Betriebsrat bzw. Betriebsrätin oder Beschäftigte*r dargestellt, um das BEM datenschutzkonform und effizient zu gestalten.


Ich wünsche Dir von Herzen


viel Spaß und Freude beim Durcharbeiten


dieses Buches und bei der Umsetzung!


…und melde Dich, falls etwas unklar ist oder fehlt.


Herzlichst


[image: ]


März 2021






3 Überblick





Seit fast 20 Jahren sind Arbeitgeber verpflichtet, mit erkrankten Beschäftigten1 die (Wieder-) Eingliederung in den Arbeitsalltag zu organisieren. Dieses sog. „Betriebliche Eingliederungsmanagement“ (BEM) wurde mit Gesetz vom 01.05.2004 eingeführt und ist mittlerweile in § 167 Abs. 2 SGB IX geregelt.




§ 167 SGB IX (Prävention)


(1) 1Der Arbeitgeber schaltet bei Eintreten von personen-, verhaltens- oder betriebsbedingten Schwierigkeiten im Arbeits- oder sonstigen Beschäftigungsverhältnis, die zur Gefährdung dieses Verhältnisses führen können, möglichst frühzeitig die Schwerbehindertenvertretung und die in § 176 genannten Vertretungen sowie das Integrationsamt ein, um mit ihnen alle Möglichkeiten und alle zur Verfügung stehenden Hilfen zur Beratung und mögliche finanzielle Leistungen zu erörtern, mit denen die Schwierigkeiten beseitigt werden können und das Arbeits- oder sonstige Beschäftigungsverhältnis möglichst dauerhaft fortgesetzt werden kann.


(2) 1Sind Beschäftigte innerhalb eines Jahres länger als sechs Wochen ununterbrochen oder wiederholt arbeitsunfähig, klärt der Arbeitgeber mit der zuständigen Interessenvertretung im Sinne des § 176, bei schwerbehinderten Menschen außerdem mit der Schwerbehindertenvertretung, mit Zustimmung und Beteiligung der betroffenen Person die Möglichkeiten, wie die Arbeitsunfähigkeit möglichst überwunden werden und mit welchen Leistungen oder Hilfen erneuter Arbeitsunfähigkeit vorgebeugt und der Arbeitsplatz erhalten werden kann (betriebliches Eingliederungsmanagement).


2Soweit erforderlich, wird der Werks- oder Betriebsarzt hinzugezogen.


3Die betroffene Person oder ihr gesetzlicher Vertreter ist zuvor auf die Ziele des betrieblichen Eingliederungsmanagements sowie auf Art und Umfang der hierfür erhobenen und verwendeten Daten hinzuweisen.


4Kommen Leistungen zur Teilhabe oder begleitende Hilfen im Arbeitsleben in Betracht, werden vom Arbeitgeber die Rehabilitationsträger oder bei schwerbehinderten Beschäftigten das Integrationsamt hinzugezogen.


5Diese wirken darauf hin, dass die erforderlichen Leistungen oder Hilfen unverzüglich beantragt und innerhalb der Frist des § 14 Absatz 2 Satz 2 erbracht werden.


6Die zuständige Interessenvertretung im Sinne des § 176, bei schwerbehinderten Menschen außerdem die Schwerbehindertenvertretung, können die Klärung verlangen.


7Sie wachen darüber, dass der Arbeitgeber die ihm nach dieser Vorschrift obliegenden Verpflichtungen erfüllt.


(3) Die Rehabilitationsträger und die Integrationsämter können Arbeitgeber, die ein betriebliches Eingliederungsmanagement einführen, durch Prämien oder einen Bonus fördern.





Im BEM werden notwendigerweise eine Vielzahl von sensiblen personenbezogenen Daten vom Beschäftigten offenbart und dann vom Arbeitgeber und weiteren am BEM beteiligten Personen und Institutionen verarbeitet, also gespeichert, kopiert, ausgewertet, mit anderen Daten zusammengeführt, versendet usw.


Für den datenschutzrechtlich gut aufgestellte Betriebsrat ist es daher essenziell, dass er aktiv das BEM-Verfahren mitgestaltet. Nur so kann m. E. sichergestellt werden, dass im Unternehmen kritisch betrachtet wird, ob personenbezogene Beschäftigtendaten interessengerecht und datenschutzkonform verarbeitet werden.


Wir haben in den nachfolgenden Kapiteln zusammengetragen, was die Interessenvertretungen zum BEM wissen sollten und geben Hilfestellungen bei der Umsetzung (Mustertexte, Checklisten).


Eine umfangreiche Urteilssammlung hilft, auch in besonderen Fallkonstellationen eine rechts- und datenschutzkonforme Lösung gemeinsam mit dem Arbeitgeber und dem betroffenen Arbeitnehmer zu finden. Gesetzestexte sind in den Text mit aufgenommen, damit nicht herumgesucht werden muss, sondern konzentriert weitergelesen werden kann.


An der einen oder anderen Stelle sind auch noch Hinweise oder vertiefende Erläuterungen eingearbeitet; sie sind jeweils markiert.


Was nicht in diesem Buch steht …


Neben dem juristischen Fachwissen ist es natürlich auch erforderlich, dass die am BEM Beteiligten die Grundlagen der wertschätzenden Kommunikation und die Anwendung von ziel- und lösungsorientierten Gesprächsführungstechniken in BEM-Prozessen kennen und anwenden – schließlich müssen sensible Situationen gekonnt gemeistert werden.


Diese notwendigen Qualifikationen sind aber nicht Gegenstand dieses Buches; hier wird auf die zahlreichen Fortbildungsträger verwiesen, die entsprechende Kurse, Trainings und Supervisionen anbieten.


Die Muster und Vorlagen, die in Kapitel 8 ab Seite → abgedruckt sind, sind auch digital vorhanden. Du kannst sie am einfachsten erhalten, wenn Du eine leere E-Mail an bembuch@ochsenfeld.com sendest.


Als Antwort bekommst Du den Link zum Dokumentenspeicher (mit ein paar notwendigen Hinweisen zum Datenschutz usw.). Wenn Du auf den Link klickst, kannst Du Dir die Dokumente, die Du benötigst, herunterladen.


Wenn Du Fragen oder Anregungen hast oder etwas nicht klappen sollte, sende bitte eine E-Mail mit Deinen Kontaktdaten an ticket@ochsenfeld.com. Wir kümmern uns dann um Dich.





1 Um die manchmal etwas ungelenken gendergerechten Formulierungen zu vermeiden, verwende ich i.d.R. nur eine geschlechtsspezifische Bezeichnung oder nehme eine unspezifische Bezeichnung. Ich meine mit meinen Formulierungen trotzdem auch immer alle anderen Geschlechter.






4 Einführung







4.1 Rechtsgrundlage


4.2 Ziele: Prävention, Rehabilitation, Integration


4.3 Typische Maßnahmen


4.4 Ablauf


4.5 Krankheitsbedingte Kündigung







Nach § 167 Abs. 2 SGB IX muss der Arbeitgeber ein BEM mit Beschäftigten, die länger als sechs Wochen in einem Zeitraum von 12 Monaten arbeitsunfähig waren, durchführen. Mit dem BEM ist ber nicht das Krankenrückkehrergespräch gemeint, dass in vielen Unternehmen mit dem Beschäftigten durchgeführt wird, wenn dieser aus der Krankheit an den Arbeitsplatz zurückkehrt.







Exkurs: Krankenrückkehrergespräch


Das sog. Krankenrückkehrergespräch (KRG) etwas anderes als das BEM. Das KRG erfolgt auf Wunsch des Arbeitgebers nach Gesundung und Rückkehr des Beschäftigten. Die Teilnahme am KRG ist für den Beschäftigten verpflichtend.


Datenschutzrechtliche Regelungen usw. zum Schutz der Persönlichkeitsrechte des Beschäftigten gelten natürlich auch im KRG; auch hier muss der Beschäftigte grds. keine Auskunft über die Art und Gründe der Erkrankung geben.





Der Gesetzgeber hat in § 167 Abs 2 SGB IX aber weder die konkreten Schritte zur Durchführung eines BEM noch dessen inhaltliche Ausgestaltung geregelt und auch keine Sanktionen vorgesehen, wenn das BEM nicht oder nicht ordnungsgemäß durchgeführt wird. Der Gesetzestext allein ist damit für die eine oder andere Problemstellung wenig hilfreich.


Im Zusammenhang mit dem BEM stellen sich u. a. Fragen zu den Voraussetzungen, den rechtlichen Bedingungen und insbesondere – aus der Sicht des Datenschutzes – zum Umgang mit den im BEM offenbarten (besonderen) personenbezogenen Daten i. S. d. Art. 4 Nr. 1 bzw. Art. 9 DSGVO.


Da sich nicht alle Fragen allein mit dem Gesetzestext beantworten lassen, muss häufig auf die Rechtsprechung zum Themenkreis „BEM“ zurückgegriffen werden um die folgenden Fragen zu beantworten:




	Wie muss die Aufklärung durch den Arbeitgeber über das BEM und die dafür erforderlich Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgen? Was sind die Folgen einer „falschen“ Aufklärung?


	Welche Daten werden verarbeitet? Welche Daten dürfen verarbeitet werden?


	Dürfen die Daten, die im BEM verarbeitet werden, auch zu anderen Zwecken (z. B. für eine krankheitsbedingte Kündigung) verarbeitet werden? Wie kann das ggf. verhindert oder geregelt werden?


	Muss der Beschäftigte der Durchführung eines BEM zustimmen? Was sind die möglichen Folgen einer Zustimmungsverweigerung? Kann die Zustimmung jederzeit widerrufen werden? Müssen Gründe angegeben werden?


	Wo werden die BEM-Akten gespeichert? Wer ist dafür verantwortlich?


	Wer hat Zugriff auf die BEM-Akten? Und wenn ja, zu welchem Zweck?


	Wie lange werden die BEM-Akten aufbewahrt?


	Ist eine Betriebsvereinbarung zum BEM sinnvoll?





Im Laufe dieses Kapitels werden die Fragen beantwortet. Sollte dennoch etwas unklar sein oder bleiben, hilft uns eine kurze Nachricht, damit wir den Text ggf. optimieren und Dir Deine Fragen beantworten können.




4.1 Rechtsgrundlage


Durch das Bundesteilhabegesetz (BTHG vom 23. Dezember 2016, BGBl. I S. 3234) soll in vier Stufen - 2017 (Stufe 1), 2018 (Stufe 2), 2020 (Stufe 3) und 2023 (Stufe 4) – eine zeitgemäßere Gestaltung der Eingliederungshilfe erreicht werden.


Durch die Änderungen des BTHG sind die Regelungen zum BEM seit dem 01.01.2018 in § 167 Abs. 2 SGB IX zu finden. Vorher waren diese Regelungen in § 84 Abs. 2 SGB IX zu finden, was bei der Auswertung älterer Rechtsprechung zu berücksichtigen ist.


Obwohl das betriebliche Eingliederungsmanagement im SGB IX und damit im Sozialgesetzbuch „Rehabilitation und Teilhabe von Menschen mit Behinderung“ geregelt ist, geht der Anwendungsbereich des § 167 SGB IX über die Gruppe der Menschen mit Behinderungen hinaus und gilt grds. für alle Arbeitgeber und für alle Arbeitnehmer.


Die Durchführung eines BEM setzt also gerade nicht voraus, dass bei dem betroffenen Arbeitnehmer eine Behinderung vorliegt (BAG Urt. Vom 12.07.2007 – 2 AZR 716/06, siehe Seite → ff.; Urt. vom 30.09.2010 – 2 AZR 88/09, siehe Seite → ff.). Voraussetzung für die Anwendbarkeit ist „nur“ eine Erkrankung von mehr als sechs Wochen in einem Zeitraum von zwölf Monaten.


4.2 Ziele: Prävention, Rehabilitation, Integration


Durch das „Betriebliche Eingliederungsmanagement“ (BEM) soll die frühzeitige und ggf. präventive Intervention bei gesundheitlichen Störungen sichergestellt werden. Dadurch soll die Arbeitsunfähigkeit überweunden werden (Rehabilitation) um den Arbeitsplatz zu erhalten und dauerhaft zu sichern (Integration) (vergl. § 167 Abs. 2 SGB IX).


Durch das BEM soll im Besonderen der medizinische Rehabilitationsbedarf ermittelt und mit den konkreten beruflichen Anforderungen abgestimmt werden, um dadurch insbesondere Krankheitsursachen, die ihre Grundlage in der beruflichen Tätigkeit haben, zu erkennen und aufzulösen.


Es sollen gem. § 167 Abs. 2 SGB IX dazu im BEM die Möglichkeiten geklärt werden, wie eine bestehende Arbeitsunfähigkeit beendet und eine weitere Arbeitsunfähigkeit vermieden werden kann, um den Arbeitsplatz des Beschäftigten zu erhalten und dauerhaft zu sichern.


Das BEM kann aber nicht in jedem Fall und bei jeder Erkrankung sicherstellen, dass der Arbeitsplatz des betroffenen Arbeitnehmers so ausgestaltet werden kann, dass alle gesundheitlichen Einschränkungen ausreichend berücksichtigt werden.


Manchmal wird das z. B. bei schwersten Erkrankungen schwierig oder unmöglich sein; aber der Arbeitgeber – und das gesamte BEM Team – und auch der Arbeitnehmer müssen sich intensiv um eine Lösung bemühen.


Die Beteiligten haben nach der Konzeption des Gesetzes bei der Prüfung, durch welche Maßnahmen, Hilfen oder Leistungen das Ziel des BEM (Beschäftigungssicherung) erreicht werden kann, einen sehr weiten Spielraum.


Es sollen nach der Rechtsprechung daher keine, vernünftig in Betracht kommenden, zielführenden Maßnahmen ausgeschlossen werden (BAG 10.12.2009 – 2 AZR 198/09, siehe Seite → ff.). In dem ergebnisoffenen BEM sollen individuelle Lösungen zur Stabilisierung des gefährdeten Arbeitsverhältnisses ermittelt werden (BAG 20.11.2014 – 2 AZR 755/13, siehe Seite → ff.).


Nach BAG (10.12.2009 – 2 AZR 198/09, siehe Seite → ff.) ist das BEM „nicht als formalisiertes Verfahren, sondern als rechtliche regulierter, verlaufs- und ergebnisoffener Suchprozess mit individuell angepassten Lösungen zur Vermeidung zukünftiger Arbeitsunfähigkeiten“ zu verstehen.


4.3 Typische Maßnahmen


Zu den Maßnahmen, mit denen dem Beschäftigten geholfen werden kann, könnten u. a. gehören:




	Technische Maßnahmen









	Verbesserung der technischen Ausstattung des Arbeitsplatzes












	höhenverstellbarer Schreibtisch


	größerer Bildschirm


	
ergonomische Tastatur


	Hebehilfen


	usw.












	Verbesserung der technischen Ausstattung des Unternehmens












	Ruhezonen


	Parkmöglichkeiten für Gehbehinderte


	usw.










	Organisatorische Maßnahmen









	Veränderung der Arbeitszeit


	Reduzierung der Arbeitszeit (ggf. ergänzt mit Erwerbsminderungsrente, vergl. § 43 SGB VI)


	Reduzierung/Anpassung der Aufgaben (ggf. ergänzt mit Beschäftigungssicherungszuschuss – früher: "Minderleistungsausgleich“ durch das Integrationsamt)


	Mediation/Konfliktmanagement


	Filterung von Fehlbeanspruchungen (ggf. Arbeits- und Belastungserprobung und innerbetriebliche Qualifikation)



	Stufenweise Wiedereingliederung („Hamburger Modell“)2



	Erstellung eines Anforderungsprofils für den Arbeitsplatz


	Innerbetriebliche/externe berufliche Qualifizierung


	usw.










	Personelle Maßnahmen









	Gymnastikkurse (Rückenschule usw.)



	Entspannungstraining


	Stressmanagementkurse












	Schuldnerberatung


	Suchtberatung


	Versetzung


	Umsetzung auf einen anderen Arbeitsplatz


	
Unterstützung bei Schwerbehinderung (über das Integrationsamt)



	usw.








Die, auf das BEM-Gespräch folgende, kontrollierte Umsetzung der Maßnahmen am Arbeitsplatz des erkrankten Beschäftigten muss sich natürlich in einem, auch für die betroffenen weiteren Beschäftigten (Kollegen usw.) und den Arbeitgeber vertretbaren Rahmen bewegen.


Was organisatorisch, finanziell usw. vertretbar ist und was nicht, hängt dabei immer vom konkreten Einzelfall ab. Nicht jede Maßnahme, die Erfolg versprechend ist, kann vertretbar umgesetzt werden:




	Ein finanzkräftiges Unternehmen mit eigenem Firmengebäude wird erforderliche bauliche Maßnahmen eher umsetzen können als der ertragsschwache Kleinbetrieb in einem befristet angemieteten Objekt;


	es ist einem Arbeitgeber nicht zuzumuten, dass er gegen staatliche oder berufsgenossenschaftliche Regeln z. B. der Arbeitssicherheit und der Arbeitszeit usw. verstößt, um dem Erkrankten „entgegenzukommen“;


	hat der Beschäftigte z. B. eine Strahlenallergie („Elektrosensibilität“) kann sicher nicht verlangt werden, dass das gesamte Unternehmen in eine strahlenarme Gegend umzieht oder die komplette Außenhaut des Gebäudes mit Blei- oder Kupferplatten versehen wird, um die Strahlung zu reduzieren;


	es kann vom Arbeitgeber erwartet werden, dass er für die erforderlichen Maßnahmen Zeit, Geld und Arbeitskraft investiert;


	grundsätzlich muss der Arbeitgeber keinen neuen Arbeitsplatz „erfinden“ oder gar einem anderen Beschäftigten kündigen, damit dessen Arbeitsplatz vom erkrankten Beschäftigten übernommen werden kann.





Der Arbeitgeber muss die empfohlenen und zumutbaren Maßnahmen umsetzen. Sie sind i. d. R. das mildere Mittel im Vergleich zur krankheitsbedingten (personenbedingten) Kündigung (siehe hierzu Seite → ff.).


Weil das BEM ergebnisoffen ist (s. o.), kann ein mögliches Ergebnis des BEM aber auch sein, dass eine weitere (leidensgerechte) Beschäftigung nicht mehr möglich ist. Gründe können sein, dass die möglichen Maßnahmen nicht greifen (werden) oder die Maßnahmen unzumutbar sind, also finanziell, organisatorisch usw. nicht zu vertreten sind.


Der Arbeitgeber hat dann das Recht, das Arbeitsverhältnis des betroffenen Beschäftigten aus personen- bzw. krankheitsbedingten Gründen (s. o. „Exkurs: Krankheitsbedingte Kündigung“ Seite 32) zu kündigen.
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Kurz und knackig.






OEBPS/Images/17_1.jpg





